Gedenkveranstaltung anlässlich des 2. Jahrestages der Atomkatastrophe von Fukushima am 11. März 2013 in Passau
- Rede Bürgermeister Urban Mangold -
„Ich danke Ihnen allen im Namen der Stadt Passau für Ihr Engagement gegen die Atomkraft-Technik, die unser aller Zukunft gefährdet.  

Und auch wenn uns zwei Jahre nach Fukushima und fast 27 Jahre nach Tschernobyl angesichts einer nur schleppend vorankommenden Energiewende nach einem lauten Protest zumute ist,  wollen wir dennoch heute in erster Linie der Opfer der Atom-Industrie gedenken.

Wir denken an die von Tod, Krankheit und Verlust ihrer Heimat geschlagenen Menschen in Fukushima und in Tschernobyl. Wir denken an diejenigen, die in der Todeszone von Fukushima ihre unbewohnbaren Häuser verlassen mussten, für die viele nach wie vor Zins und Tilgung an jene Banken zahlen müssen, die auch keine Skrupel haben, auch mit der Atomwirtschaft ihre Geschäfte zu betreiben.

Das wäre bei uns nicht anders. Keiner braucht zu glauben, dass beispielsweise die besonders atomkraftfreudige Deutsche Bank, deren Chefetage sich öffentlich für eine Reaktor-Laufzeitverlängerung ausgesprochen hat, Kreditnehmern, die aus ihrem Haus vor einer Atomkatastophe fliehen müssen, auch nur einen Euro Zins und Tilgung nachlässt.

Wir denken aber auch an all die Menschen, die seit Jahrzehnten an Leib und  Leben geschädigt werden, weil sie in einem  Uranabbaugebiet beheimatet sind. Dort ist der Krebs, der vorzeitige Tod, die Missbildung von Neugeborenen nicht Ausnahmezustand, sondern grausamer Alltag.

Die Katastrophen in Fukushima und in Tschernobyl sind furchtbar. Ihre Folgen werden für Generationen furchtbar sein. Doch wir müssen immer wieder daran erinnern: Nicht nur die Reaktoren an den beiden Unglücksorten, nein: Jedes Atomkraftwerk ist verbunden mit einem System des Todes und der Schädigung des Lebens, weil jedes Atomkraftwerk verbunden ist mit dem Elend des Uranabbaus in der Heimat indigener Völker und mit der völlig ungeklärten Entsorgung des hochgiftigen Atommülls.

Und deshalb danke ich Ihnen allen, die Sie heute gekommen sind, um allen Opfern der Atomindustrie zu gedenken.

Wir sind es den vielen Opfern aber schuldig, dass es nicht nur beim Gedenken bleibt. Schon sitzen die Blockierer der Energiewende in den Startlöchern und versuchen den Ausbau der regenerativen Energien mit außerplanmäßigen Senkungen der Einspeisevergütungen aufzuhalten.

Der EU-Energiekommissar Oettinger hat zum Beispiel allen Ernstes nach einem "Tempolimit für erneuerbare Energien" gerufen. Immerhin hat der Herr Kommissar zwei Begriffe gefunden, die für die Energiedebatte von Bedeutung sind - Tempolimit und Erneuerbare Energien. Allerdings war er bei der sinnvollen Kombination der Begriffe überfordert. Natürlich brauchen wir ein Tempolimit - auf den Autobahnen und natürlich brauchen wir Erneuerbare Energien und zwar 100 % so schnell wie möglich. Was wir allerdings überhaupt nicht brauchen, ist ein Tempolimit für die Energiewende und solche Energie-Kommissare.

Die derzeitige Debatte darf nicht so enden, wie die Debatte nach Tschernobyl. Und deshalb stehen wir hier für den kurzfristigen Ausstieg. Es reicht uns nicht, dass 2022 der letzte Reaktor vom Netz gehen soll. Wir wollen nicht noch einmal neun weitere Jahre mit diesem Atomrisiko leben müssen. 

Echte Atomkraft-Gegner können sich mit dieser Fortsetzung des Atomrisikos niemals abfinden. Was wollen die Regierungen der Bevölkerung sagen, wenn bis zum geplanten Ende der Atomkraft im Jahr 2022 wieder ein Unglück wie in Fukushima passiert?“. Wir wollen nicht weiter mit dieser Angst leben. Wir wollen abschalten vor dem nächsten Super-GAU.
Wie nicht anders zu erwarten, wird z. Zt. massiv die Energiewende zur Schuldigen der "unerträglichen" Strompreissteigerung gemacht; konkret geht es nicht um eine Strompreis-Steigerung von 50% sondern um eine Erhöhung von 50% der EEG-Umlage also von 3,6 auf 5,3 Ct/KWh.

Derzeit bezahlt ein Vierpersonenhaushalt bei einem Jahresverbrauch von 3500 Kilowattstunden im Jahr rund 875 Euro Stromkosten, davon rund 120 Euro für die erneuerbaren Energien. Und letzteres wiederum nur deshalb, weil Großverbraucher, unter anderem solche, die an die eine oder andere Partei Großspenden überweisen, von der EEG-Umlage weitgehend befreit werden.

Aber angesehen davon: 120 Euro, 10 Euro pro Monat für die Umstellung auf eine lebensfreundliche Energieerzeugung – ist das denn wirklich so schlimm, dass man den Ausbau der erneuerbaren abwürgen muss wie Wirtschaftsminister Rösler das mit Begeisterung tut.

Ja, es gibt sicherlich in unserem Land Bürger, denen auch zehn Euro Zusatzbelastung kaum mehr zugemutet werden können, aber ließe sich dieses Problem nicht ganz einfach mit einer entsprechenden Anhebung der staatlichen Unterstützung lösen  

Meine Damen und Herren, es geht in Wirklichkeit um etwas ganz anderes: Das Trommelfeuer gegen die Energiewende hat Methode und ein Ziel: Die Fleischtöpfe der Vier Großen noch möglichst lange zu sichern, die Kosten der Energiewende von der Großindustrie fernzuhalten und den „kleinen Leuten“ aufzubürden. Wenn dabei der Vertreter einer Partei, die sich konsequent gegen Mindestlöhne sträubt, wodurch Millionen von Menschen von ihrer täglichen Arbeit nicht leben können, plötzlich deren  Stromkosten zum Wahlkampfthema macht, so ist dies ziemlich scheinheilig.

Dass der Ausbau von Ökostrom schon heute einen dämpfenden Effekt auf die Gesamtkosten hat, rechnet die Agentur für Erneuerbare Energien vor. Demnach konnte Deutschland 2011 dadurch auf den Import von fossilen Energieträgern im Wert von sechs Milliarden Euro verzichten. Fest steht schon jetzt, diese Einfuhren werden in den nächsten Jahren nicht billiger. 2011 musste Deutschland für den Import fossiler Energierohstoffe mehr als 80 Milliarden Euro ausgeben. Bei gleichbleibenden Mengen dürften diese Ausgaben bis 2020 auf 120 Milliarden Euro steigen, prognostiziert die Agentur für Erneuerbare Energie.

Unser Land muss wirklich auf ganzer Linie umdenken - Wir brauchen:

Attraktive staatliche Anreize zur Energieeinsparung, Effizienzsteigerung und Energiespeicherung.

Beispiel Passau: Heizungspumpenaustauschprogramm: Ende April 1000 Pumpen ausgetauscht.
Das hört sich vielleicht nicht nach etwas Überwältigendem an, aber: Wenn alle stromfressenden Heizungspumpen der Republik ausgetauscht würden, könnte man allein dadurch zusätzlich ein bis zwei Atomkraftwerke abschalten. 

Insgesamt schätzt das Umweltbundesamt (UBA) die jährlichen Leerlaufverluste durch standby-Schaltungen in Haushalten und Büros auf 22 Milliarden Kilowattstunden. Das entspricht der Produktion von drei Atomkraftwerken und kostet fast vier Milliarden Euro. [...]"

Wir müssen privat umsteigen:

Wer im Landkreis wohnt, sollte schon morgen wechseln.
Wer in der Stadt wohnt, sollte den Stadtwerken nicht den Rücken kehren. Aber bald kann man auch über die Stadtwerke echten Öko-Strombeziehen, der von einem Vorlieferanten ohne Atomkraftverwicklungen stammt. 
Der Staat muss endlichen einen echten Willen zur Energiewende zeigen. 
· Der ist nur dann erkennbar, wenn die außerplanmäßigen Absenkungen der Solarstromvergütungen wieder rückgängig gemacht werden.
· Und letztendlich brauchen wir Initiativen des Gesetzgebers zur Einführung einer angebots- und nachfrageabhängigen Strompreisgestaltung, um das Problem des Stromüberschusses und Strommangels bei vermehrter Nutzung regenerativer Energie zu mindern.

Wer erst aus Schaden klug wird, zahlt einen zu hohen Preis.

 

Der Mensch hat bekanntlich Verstand und Gewissen – damit kann er vor dem Schaden falsche Wege erkennen und verlassen. Wo aber das Profitdenken den Verstand und das Gewissen außer Kraft setzt, ist das Desaster unvermeidlich.

Die Menschen von Tschernobyl und Fukushima haben alles verloren. Wir wollen nicht erst aus Schaden klug werden. Wir müssen Verstand und Gewissen aktivieren. Wir müssen eine Kultur des Lebens fördern. Wir dürfen dem Profit- und Wachstumsgötzen nicht unsere höchsten Güter opfern: Denn es geht um Leben und Zukunft unserer Kultur und der gesamten Menschheit.

Das Betreiben von Atomkraftwerken widerspricht einer christlichen wie auch einer humanistischen Grundhaltung, weil es unvereinbar ist mit  

- dem Schutz des ungeborenen und geborenen Lebens, 

- mit der Bewahrung unserer Heimat,

- und mit dem Vorrang ideeller Werte vor dem reinen Profitdenken.  

Dass Sie für all das einstehen, dafür danke ich Ihnen auch im Namen unserer Stadt.

